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Betretungsrecht 
 

­ Viele Nutzer berufen sich auf das Betretungsrecht, das die Bay. Verfassung ja garantiert. Das 
ganze natürlich für Fußgänger, Radlfahrer, ohne Wegegebot – wie es einem passt. 

 
 
 

Fakten (Stand 2016): 

 
Art. 141 Bay. Verfassung 
 
(3) Der Genuß der Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere das Betreten 
von Wald und Bergweide, das Befahren der Gewässer und die Aneignung wildwachsender Waldfrüchte 
in ortsüblichem Umfang ist jedermann gestattet. Dabei ist jedermann verpflichtet, mit Natur und 
Landschaft pfleglich umzugehen. 
 

 
Art. 13 Bay. Waldgesetz 
 
(1) Das Betreten des Waldes zum Zweck des Genusses der Naturschönheiten und zur Erholung ist 
jedermann unentgeltlich gestattet. Die Ausübung dieses Rechts wird nach Maßgabe der Vorschriften 
des V. Abschnittes des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) gewährleistet. Weitergehende 
Rechte auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 
 
(2) Die Ausübung des Rechts nach Abs. 1 erfolgt grundsätzlich auf eigene Gefahr. Vorbehaltlich anderer 
Rechtsvorschriften werden dadurch besondere Sorgfalts- oder Verkehrssicherungspflichten der 
betroffenen Grundeigentümer oder sonstiger Berechtigter nicht begründet. 
 
(3) Das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das Reiten ist im Wald nur auf Straßen und 
geeigneten Wegen zulässig. Die Vorschriften des Straßen- und Wegerechts und des 
Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt. 
 

 
Art. 26 Bay. Naturschutzgesetz Recht auf Naturgenuss und Erholung 
(Art. 26 Abs. 1 Satz 2 abweichend von § 59 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG) 
 
(1) Jedermann hat das Recht auf den Genuss der Naturschönheiten und auf die Erholung in der freien 
Natur. Dieses Recht wird nach Maßgabe des Art. 141 Abs. 3 der Verfassung und der folgenden 
Bestimmungen dieses Teils gewährleistet; weitergehende Rechte auf Grund anderer Vorschriften 
bleiben unberührt. 
 
(2) Bei der Ausübung des Rechts nach Abs. 1 ist jedermann verpflichtet, mit Natur und Landschaft 
pfleglich umzugehen. Dabei ist auf die Belange der Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigten 
Rücksicht zu nehmen. Die Rechtsausübung anderer darf nicht verhindert oder mehr als nach den 
Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden (Gemeinverträglichkeit). 
 
 
Art. 27 Bay. Naturschutzgesetz Betretungsrecht; Gemeingebrauch an Gewässern 
 
(1) Alle Teile der freien Natur, insbesondere Wald, Bergweide, Fels, Ödungen, Brachflächen, Auen, 
Uferstreifen und landwirtschaftlich genutzte Flächen, können von jedermann unentgeltlich betreten 
werden. 
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(2) Das Betretungsrecht umfasst auch die Befugnisse nach Art. 28 und 29. Es ist beschränkt durch die 
allgemeinen Gesetze sowie durch Art. 30 bis 32 dieses Gesetzes. 
 
(3) Das Betretungsrecht kann von Grundeigentümern oder sonstigen Berechtigten nur unter den 
Voraussetzungen des Art. 33 verweigert werden. Das Betretungsrecht kann nicht ausgeübt werden, 
soweit Grundeigentümer oder sonstige Berechtigte das Betreten ihres Grundstücks durch für die 
Allgemeinheit geltende, deutlich sichtbare Sperren, insbesondere durch Einfriedungen, andere 
tatsächliche Hindernisse oder Beschilderungen untersagt haben. Beschilderungen sind jedoch nur 
wirksam, wenn sie auf einen gesetzlichen Grund hinweisen, der eine Beschränkung des 
Betretungsrechts rechtfertigt. 
 
(4) Der Gemeingebrauch an Gewässern bestimmt sich nach § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes und Art. 
18 des Bayerischen Wassergesetzes. Der Gemeingebrauch an öffentlichen Straßen bestimmt sich nach 
Art. 14 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes sowie § 7 des Bundesfernstraßengesetzes. 
 
 
Art. 28 Bay. Naturschutzgesetz Benutzung von Wegen; Markierungen 
 
(1) Jedermann darf auf Privatwegen in der freien Natur wandern und, soweit sich die Wege dafür 
eignen, reiten und mit Fahrzeugen ohne Motorkraft sowie Krankenfahrstühlen fahren. Den 
Fußgängern gebührt der Vorrang. 
 
(2) Markierungen und Wegetafeln müssen ohne Beeinträchtigung des Landschaftsbilds deutlich, 
aussagekräftig und unter Beachtung örtlicher und überörtlicher Wanderwegenetze einheitlich 
gestaltet sein. Genügen Markierungen und Wegetafeln diesen Anforderungen nicht, kann ihre 
Beseitigung angeordnet werden. 
 
(3) Eigentümer oder sonstige Berechtigte haben Markierungen und Wegetafeln zu dulden, die 
Gemeinden oder Organisationen, die sich satzungsgemäß vorwiegend der Förderung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege widmen, mit Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde 
anbringen. Auf die Grundstücksnutzung ist Rücksicht zu nehmen. Eigentümer oder sonstige 
Berechtigte sind vor der Anbringung zu benachrichtigen. 
 
(4) Die Vorschriften des Straßen- und Wegerechts und des Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt. 
 
 
Art. 29 Bay. Naturschutzgesetz Sportliche Betätigung 
 
Zum Betreten im Sinn dieses Teils gehören auch das Skifahren, das Schlittenfahren, das Reiten, das 
Ballspielen und ähnliche sportliche Betätigungen in der freien Natur. 
 
 
Art. 30 Bay. Naturschutzgesetz Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
 
(1) Landwirtschaftlich genutzte Flächen (einschließlich Sonderkulturen) und gärtnerisch genutzte 
Flächen dürfen während der Nutzzeit nur auf vorhandenen Wegen betreten werden. Als Nutzzeit gilt 
die Zeit zwischen Saat oder Bestellung und Ernte, bei Grünland die Zeit des Aufwuchses. 
 
(2) Das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das Reiten ist im Wald nur auf Straßen und 
geeigneten Wegen zulässig. Die Vorschriften des Straßen- und Wegerechts und des 
Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt. 
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Art. 31 Bay. Naturschutzgesetz Beschränkungen der Erholung in der freien Natur 
 
(1) Die untere oder höhere Naturschutzbehörde kann durch Rechtsverordnung oder Einzelanordnung 
die Erholung in Teilen der freien Natur im erforderlichen Umfang aus Gründen des Naturschutzes, zur 
Durchführung von landschaftspflegerischen Vorhaben, zur Regelung des Erholungsverkehrs oder aus 
anderen zwingenden Gründen des Gemeinwohls untersagen oder beschränken. 
 
(2) Inhalt von Beschränkungen für das Reiten kann insbesondere sein, 

1. das Reiten nur auf den durch die Behörde besonders dafür ausgewiesenen Wegen oder 
Flächen zu erlauben, 

2. das Reiten nur zu bestimmten Zeiten zu gestatten, 
3. für die Benutzung von Wegen und Flächen durch Reiter eine behördliche Genehmigung 

vorzusehen. 
 
(3) Die untere oder höhere Naturschutzbehörde kann zum Schutz des Erholungsverkehrs und des 
Eigentums durch Rechtsverordnung eine Kennzeichnung der Reitpferde vorschreiben. 
 
 
Art. 32 Bay. Naturschutzgesetz Durchführung von Veranstaltungen 
 
Teilnehmern einer organisierten Veranstaltung steht das Betretungsrecht nur zu, wenn nach Art und 
Umfang der Veranstaltung und nach den örtlichen Gegebenheiten eine Beeinträchtigung der 
betroffenen Grundstücke nicht zu erwarten ist. 
 
 
Art. 33 Bay. Naturschutzgesetz Zulässigkeit von Sperren 
 
Grundeigentümer oder sonstige Berechtigte dürfen der Allgemeinheit das Betreten von Grundstücken 
in der freien Natur durch Sperren im Sinn des Art. 27 Abs. 3 Satz 2 nur unter folgenden 
Voraussetzungen verwehren: 

1. Sperren können errichtet werden, wenn andernfalls die zulässige Nutzung des Grundstücks 
nicht unerheblich behindert oder eingeschränkt würde. Das gilt insbesondere, wenn die 
Beschädigung von Forstkulturen, Sonderkulturen oder sonstigen Nutzpflanzen zu erwarten ist, 
oder wenn das Grundstück regelmäßig von einer Vielzahl von Personen betreten und dadurch 
in seinem Ertrag erheblich gemindert oder in unzumutbarer Weise beschädigt oder 
verunreinigt wird. 

2. Bei Wohngrundstücken ist eine Beschränkung nur für den Wohnbereich zulässig, der sich nach 
den berechtigten Wohnbedürfnissen und nach den örtlichen Gegebenheiten bestimmt. 

3. Flächen können aus Gründen des Naturschutzes, zur Durchführung von 
landschaftspflegerischen Vorhaben oder forstwirtschaftlichen Maßnahmen, von Jagden, 
ferner zur Vorbereitung und Durchführung sportlicher Wettkämpfe in der freien Natur sowie 
aus anderen zwingenden Gründen des Gemeinwohls kurzzeitig gesperrt werden. 

 
 
Art. 38 Bay. Naturschutzgesetz Sauberhaltung der freien Natur 
 
(1) Bei der Ausübung des Rechts nach Art. 26 dürfen bewegliche Sachen in der freien Natur außerhalb 
der dafür vorgesehenen Einrichtungen nicht zurückgelassen werden. Werden Sachen entgegen Satz 1 
zurückgelassen, kann die zuständige Naturschutzbehörde Anordnungen gegen den Verursacher 
treffen. Sie kann zurückgelassene Sachen in Verwahrung nehmen und verwerten. Für die Verwahrung, 
Verwertung und Herausgabe der verwahrten Sachen sowie für die Herausgabe des Erlöses finden Art. 
26 bis 28 Abs. 2, 3 Satz 3 und Abs. 4 des Polizeiaufgabengesetzes sinngemäß Anwendung. Die 
abfallrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 



S e i t e  | 4  Argumentationslinien 

 
(2)  Soweit Verursacher nicht herangezogen werden können, soll die Gemeinde unbeschadet anderer 
Vorschriften im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit Beschädigungen oder Verunreinigungen, die bei 
Ausübung des Rechts nach Art. 26 vorgenommen wurden, oder Sachen, die entgegen der Vorschrift in 
Abs. 1 zurückgelassen wurden, beseitigen.2Abs. 1 Sätze 3 und 4 finden entsprechende Anwendung. 
 
(3)  Grundstückseigentümer oder sonstige Berechtigte haben Maßnahmen im Sinn der Abs. 1 und 2 
durch die untere Naturschutzbehörde, die Gemeinde oder deren Beauftragte zu dulden. Auf die 
Grundstücksnutzung ist Rücksicht zu nehmen. 
 
 
Art. 57 Bay. Naturschutzgesetz Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Einstellungsanordnung nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 zuwiderhandelt, 
2. den Vorschriften einer nach Art. 12 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 23, 24, 26, 28 oder § 29 

BNatSchG oder einer nach Art. 54 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, zuwiderhandelt, 

3. einer vollziehbaren Einzelanordnung nach Art. 12 Abs. 3 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 
BNatSchG oder § 29 Abs. 1 BNatSchG, nach Art. 54 Abs. 2 oder einer vollziehbaren 
Untersagungsanordnung nach Art. 18 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

4. den Vorschriften einer nach § 3 Abs. 2 BNatSchG vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, 
5. entgegen § 30 Abs. 2 BNatSchG ein in Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 aufgeführtes Biotop zerstört 

oder erheblich beeinträchtigt, 
6. entgegen Art. 54 Abs. 3 Veränderungen in einem geplanten Naturschutzgebiet vornimmt oder 
7. einer vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer Gestattung, wenn die 

Auflage auf dem Bundesnaturschutzgesetz, diesem Gesetz oder einer auf Grund dieser 
Gesetze erlassenen Rechtsverordnung beruht, nicht nachkommt. 

 
(2) Mit Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro kann belegt werden, wer 

1. den Vorschriften des Art. 16 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
2. bei Ausübung des Rechts nach Art. 26 

a) Grundstücke verunreinigt oder beschädigt oder 
b) entgegen Art. 38 Abs. 1 Sachen zurücklässt, 

3. den Vorschriften einer auf Grund des Art. 31 erlassenen Rechtsverordnung, die für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, zuwiderhandelt, 

4. einer vollziehbaren Einzelanordnung nach Art. 31 zuwiderhandelt, 
5. die Errichtung von Sperren im Sinn des Art. 27 Abs. 3 Satz 2 entgegen Art. 34 Abs. 1 Satz 2 oder 

4 nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt oder durch sonstige Maßnahmen die Ausübung des 
Betretungsrechts nach Art. 26 Abs. 1 und 2 beeinträchtigt. 

 
(3) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Euro kann belegt werden, wer in den Fällen des Abs. 2 Nrn. 1, 2 
Buchst. a und Nr. 3 fahrlässig handelt. 
 
(4) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer 

1. entgegen Art. 30 Abs. 2 unbefugt im Wald außerhalb von Straßen und Wegen reitet, 
2. auf Privatwegen in der freien Natur, die nicht für den öffentlichen Verkehr freigegeben sind, 

unbefugt mit Fahrzeugen mit Motorkraft, ausgenommen Krankenfahrstühle, fährt oder parkt 
oder, soweit die Wege dafür ungeeignet sind, unbefugt reitet oder mit Fahrzeugen ohne 
Motorkraft, ausgenommen Krankenfahrstühle, fährt, 

3. auf Flächen in der freien Natur, die nicht für den öffentlichen Verkehr freigegeben sind, mit 
Fahrzeugen mit Motorkraft, ausgenommen Krankenfahrstühle, ohne Notwendigkeit fährt oder 
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parkt oder mit Fahrzeugen ohne Motorkraft, ausgenommen Krankenfahrstühle, unbefugt 
fährt, 

4. gesperrte Forstkulturen oder Forstpflanzgärten betritt. 
 
(5) Kann in einem Bußgeldverfahren wegen eines Parkverstoßes nach Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 Nr. 2 oder 3 
der Führer des Kraftfahrzeugs, der den Parkverstoß begangen hat, nicht ermittelt werden, findet § 25a 
des Straßenverkehrsgesetzes entsprechende Anwendung; dies gilt auch im Fall des Abs. 8. 
 
(6) Soweit Rechtsverordnungen und Anordnungen für einen bestimmten Tatbestand auf 
Bußgeldvorschriften des Art. 52 des Bayerischen Naturschutzgesetzes in der bis zum 31. August 1982 
geltenden Fassung verweisen, treten die entsprechenden Bußgeldvorschriften der Abs. 1 bis 4 an 
deren Stelle; dies gilt auch im Fall des Abs. 8. 
 
(7) Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Art. 7 Abs. 2, Art. 9 Abs. 4 und Art. 12 Abs. 
3 in Verbindung mit Art. 9 Abs. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes in der bis zum 28. Februar 2011 
geltenden Fassung können mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt werden, auch wenn in 
Rechtsverordnungen oder Anordnungen über Naturschutzgebiete, Naturdenkmäler, 
Landschaftsbestandteile und Grünbestände, die bis zum 31. August 1982 erlassen worden sind, eine 
Verweisung auf eine dem Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes in der bis zum 28. 
Februar 2011 geltenden Fassung entsprechende frühere Bußgeldvorschrift fehlt; Art. 60 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 
 
(8) 1Für Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften einer nach Art. 7, 8 Abs. 1 und 4, Art. 9 Abs. 1 bis 4, 
Art. 10 Abs. 2, Art. 11 Abs. 2, Art. 12 oder 48 Abs. 2 des Bayerischen Naturschutzgesetzes in einer nicht 
mehr geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung gilt Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes in der bis zum 28. Februar 2011 geltenden Fassung fort.2Für Zuwiderhandlungen 
gegen Vorschriften einer nach Art. 26 des Bayerischen Naturschutzgesetzes in einer nicht mehr 
geltenden Fassung erlassenen Rechtsverordnung gilt Art. 52 Abs. 2 Nr. 6 des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes in der bis zum 28. Februar 2011 geltenden Fassung fort. 
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Argumentationslinie in Gesprächen mit Mountainbikern: 
 

1. Jagd ist Naturschutz. Ziel: dem Lebensraum angepasster Wildbestand. 
 

2. Hege ist gesetzliche Pflicht der Jagdrechtsinhaber. Die Jagd muß ausgeübt werden! 
 

3. Jagdrecht ist an Grundeigentum gebunden. Die Jagdpächter zahlen Geld an die 
Grundeigentümer für die Überlassung des Jagdausübungsrechts. 
 

4. Es gibt keine „freie“ Natur, dort draußen ist alles im Grundbuch eingetragenes Eigentum. Dafür 
wird Steuer gezahlt, Eigentum verpflichtet, Unterhaltspflicht bei Wegen. 
 

5. Betretungsrecht in der Bay. Verfassung ist historisch bedingt. Art. 141 Abs. 3 BayV: 
 
 „Der Genuß der Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere das 
Betreten von Wald und Bergweide, das Befahren der Gewässer und die Aneignung 
wildwachsender Waldfrüchte in ortsüblichem Umfang ist jedermann gestattet. Dabei ist 
jedermann verpflichtet, mit Natur und Landschaft pfleglich umzugehen. 
 

6. Art. 13 Waldgesetz: Forstwege! Geeignete Steige! 
 
(1) Das Betreten des Waldes zum Zweck des Genusses der Naturschönheiten und zur Erholung 
ist jedermann unentgeltlich gestattet. Die Ausübung dieses Rechts wird nach Maßgabe der 
Vorschriften des V. Abschnittes des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) 
gewährleistet.  
 
(3) Das Radfahren, das Fahren mit Krankenfahrstühlen und das Reiten ist im Wald nur auf 
Straßen und geeigneten Wegen zulässig. Die Vorschriften des Straßen- und Wegerechts und 
des Straßenverkehrsrechts bleiben unberührt. 
 

7. Art. 26 BayNatSchG: auf die Belange der Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigten 
Rücksicht nehmen. 
 
(1) Jedermann hat das Recht auf den Genuss der Naturschönheiten und auf die Erholung in der 
freien Natur. Dieses Recht wird nach Maßgabe des Art. 141 Abs. 3 der Verfassung und der 
folgenden Bestimmungen dieses Teils gewährleistet; weitergehende Rechte auf Grund 
anderer Vorschriften bleiben unberührt. 
 
(2) Bei der Ausübung des Rechts nach Abs. 1 ist jedermann verpflichtet, mit Natur und 
Landschaft pfleglich umzugehen. Dabei ist auf die Belange der Grundstückseigentümer und 
Nutzungsberechtigten Rücksicht zu nehmen. Die Rechtsausübung anderer darf nicht 
verhindert oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden 
(Gemeinverträglichkeit). 
 

Aussagen: 
➢ Forstwege nicht verlassen Art. 13 BayWaldG / Art. 30 BayNatSchG 
➢ Steige sind ungeeignet, Räder verursachen erhebliche Errosionsschäden 
➢ Bei Dämmerung und Nacht nicht fahren 
➢ Problem: Anzeige gegen Grundeigentümer bei selbstverschuldeten Unfällen 
➢ Zäune und Gatter nicht zerstören 
➢ Abwärtstempo so, daß bei Hindernis auch angehalten werden kann. 
➢ Aggressiv, rücksichtslos und renitent 
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Gespräch am 06.05.2016 19.30 Uhr beim Altwirt mit: 
 Robert Werner (Altwirt) 
 Tobias Krause (DIMB und trailXperience) 
 
Standpunkte der Jagd beschrieben 
Thema Jagdgenossenschaften, Forstwege, Abschußplanung, Waldumbau 
Freies Betretungsrecht erörtert 
Aussage Krause: 13,9 Mio. Menschen fahren Mountainbike? DIMB vertritt ca. 20.000. 
Das Problem ist schon da, es geht nur noch um „Lenkung der Massen“ 
Einrichtung von eigenen Trails in Absprache mit Grundeigentümern, Naturschutz und Jagd 
Darstellung eines – auch wirtschaftlichen – Vorteils für Grundeigentümer, Naturschutz und Jagd 
 


